
/z
Nachschlagewerk: Ja 
BGHZ: nein

AVB f. Kraftfahrtvers. (AKB) § 1 Abs. 2 Satz 4 l.d.F. 
ab 1. Januar 1971 (VerBAV 1971, 4)

Eine unveränderte Annahme des Versicherungsantrages i.S. 
von § 1 Abs. 2 Satz 4 AKB liegt nicht vor, wenn der Ver­
sicherer für die Zeit der Gültigkeit seiner vorläufigen 
DeckungsZusage eine Prämie nach dem "Kurztarif" fordert, 
weil das Fahrzeug vor Annahme des Versicherungsantrages 
Totalschaden erlitten hat und deshalb aus dem Verkehr 
genommen worden ist.
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in dem Rechtsstreit

Verkündet am
23. März 1983 
Hellmann
Justizamtsinspektor
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

der I^BBPversicherungsanstalt vertreten
durch ihren Präsidenten, T^HM-DtpHP-Str. f, M^pppp qp,

Klägerin und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr. WKk -

g e g e n

die M I  F^PPversi che rung aG. , vertreten durch die Vor­
standsmitglieder Dipl.-Kfm. Kornelius F r 0 M  und Ass. Kon- 

NflHBB» LePPPPPP. BpPPP

Beklagte und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dres.
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Der IV a - Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Hoegen und die Rich­
ter Rottmüller, Dr. Schmidt-Kessel, Rassow und Groß 
auf die mündliche Verhandlung vom 23. März 1983

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des 12. Zivilsenats des Kammergerichts in Ber­
lin vom 6. April 1981 aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten des Re­
visionsverfahrens, an das Berufungsgericht zu­
rückverwiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Die Klägerin macht aus übergegangenem Recht Schadens­
ersatzansprüche gegen die Beklagte geltend. Am 19. Sep­
tember 1977 wurde der bei der Klägerin sozialversicherte 
Karl Ba(ß bei einem Verkehrsunfall als Insasse des auf 
Hans-Jürgen (W.) zugelassenen und von diesem
gesteuerten Personenkraftwagens schwer verletzt. W. war 
mit einer Blutalkoholkonzentration von 2,36°/oo mit sei­
nem Fahrzeug gegen eine Mauer geprallt und an der Unfall­
stelle verstorben. An dem Fahrzeug entstand Totalschaden.
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Am 14. September 1977 hatte die Beklagte W. eine 
vorläufige Deckungszusage hinsichtlich der Haftpflicht­
versicherung für den Pkw erteilt. Sie stellte am 12. Okto­
ber 1977 einen Versicherungsschein aus, der als Erstprä­
mie 740,70 DM auswies, jedoch als unzustellbar zurückkam.

Mit Schreiben vom 26. Mai 1978 teilte die Beklagte 
der Ehefrau des Fahrzeughalters (Frau ¥.) als der gesetz­
lichen Vertreterin der minderjährigen Erben des Getöteten 
mit, daß eine Versicherungsleistung wegen Mängel der 
Bremsanlage und des Unfallwagens der dadurch eingetretenen 
nicht angezeigten Gefahrerhöhung entfalle. Das Schreiben 
enthielt eine Belehrung nach § 12 Abs. 3 WG.

Im Oktober 1978 wurde ein zweiter Versicherungs­
schein ausgestellt, der zunächst mit dem Vermerk "unbe­
kannt verzogen" zurückkam und erst im Februar 1979 an 
Frau ¥. gelangte. Diese fragte mit Schreiben vom 
6. März 1979 bei der Beklagten an, worauf sich die 
Beitragsforderung gründe. Mit Schreiben vom 
24. August 1979 teilte ihr die Beklagte mit, daß es 
sich um den anteiligen Beitrag für den Kraftwagen des 
Verstorbenen handele, und übersandte zugleich einen 
neu geschriebenen Versicherungsschein, auf dem eine 
Prämie von 422,70 DM eingetragen war, mit dem Hinweis, 
daß bei Nichteinlösung der Versicherungsschutz rück­
wirkend verloren gehen werde.

Da eine Zahlung ausblieb, erklärte die Beklagte mit 
einem Schreiben vom 15. November 1979 gegenüber Frau ¥. 
als Vertreterin der minderjährigen Erben, daß die vor-
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läufige DeckungsZusage wegen Nichtzahlung der Ver­
sicherungsprämie kraftlos geworden sei und daß ein 
Versicherungsschutz für die Unfallschäden nicht be­
stehe. Am 28. November 1979 zahlte Frau W. die 
Prämie.

Die Klägerin leistete an den Verletzten B a ^  
für die Zeit vom 21. März 1978 bis 31. Dezember 1979 
Erwerbsunfähigkeitsrente von 18.807,56 DM und meldete 
am 19. Juli 1978 erstmals ihre Ansprüche bei der Be­
klagten an. Die Beklagte teilte ihr mit einem Schreiben 
vom 7. August 1978 mit, daß der Versicherungsschutz 
wegen der nicht ordnungsgemäßen Bremsanlage versagt 
worden sei.

Mit der Klage begehrt die Klägerin Erstattung 
von drei Vierteln ihrer Rentenaufwendungen und ver­
langt demgemäß Zahllang von 14.105,67 DM nebst Zinsen.

Die Beklagte ist der Ansicht, sie sei sowohl 
wegen Verstreichens der Frist zur Erhebung der 
Deckungsklage als auch wegen nachträglicher Gefahren­
erhöhung und wegen Nichtzahlung der Erstprämie von 
der Leistungspflicht frei. Außerdem liege ein Mit­
verschulden des Geschädigten Ba£| in Höhe von min­
destens 50% vor, weil er trotz der Alkoholisierung 
des W. auf dem nicht durch Sicherheitsgurte ge­
sicherten Beifahrersitz an der Fahrt teilgenommen 
habe.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die 
Berufung der Klägerin gegen dieses Urteil blieb
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erfolglos. Mit ihrer zugelassenen Revision ver­
folgt die Klägerin ihr Klagebegehren weiter.

Bntscheidungsgründe:

Die Revision führt zur Aufhebung des ange­
fochtenen Urteils und zur Zurückverweisung der 
Sache an die Vorinstanz.

Das Berufungsgericht hat ausgeführt, die vor­
läufige DeckungsZusage sei rückwirkend unwirksam 
geworden und daher der Versicherungsschutz ent­
fallen, weil Frau W. als gesetzliche Vertreterin 
der minderjährigen Erben des Versicherungsnehmers 
(VN) die Prämie nicht innerhalb von 14 Tagen seit 
Empfang des Versicherungsscheins und der Zahlungs­
aufforderung vom 24. August 1979 geleistet habe.
Dieser Ansicht kann nicht gefolgt werden.

Nach § 1 Abs. 2 Satz 4 AKB i.d.F. ab 
1. Januar 1971 (VerBAV 1971, 4) tritt die vorläufige 
Deckung rückwirkend außer Kraft, wenn der Antrag un­
verändert angenommen, der Versicherungsschein aber 
nicht spätestens innerhalb von vierzehn Tagen einge­
löst wird und der Versicherungsnehmer die Verspätung 
zu vertreten hat. Diese Voraussetzungen liegen hier 
nicht vor.

¥. hatte den Abschluß eines Haftpflichtversicherungs 
Vertrages für seinen Pkw beantragt, bei dessen Annahme 
eine Erstprämie in Höhe von 740,70 DM geschuldet ge-
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wesen wäre. Ihm wurde daraufhin eine vorläufige 
Deckungszusage erteilt. Noch vor Annahme des Ver­
sicherungsantrages starb er bei einem Unfall mit 
dem Pkw, der Totalschaden erlitt und deshalb aus 
dem Verkehr genommen wurde. Es kann auf sich be­
ruhen, ob bei dieser Sachlage eine Annahme des 
Versicherungsantrages gegenüber den Erben des W. 
noch möglich war. Diese Frage bedarf hier keiner 
Entscheidung, weil der Versicherungsschein vom 
12. Oktober 1977 nicht an Frau ¥. gelangt ist und 
sich aus den Schreiben der Beklagten vom 24. Au­
gust und 15. November 1979 ergibt, daß die Be­
klagte wegen des Totalschadens an dem Fahrzeug 
ihre Forderung der veränderten Sachlage angepaßt 
und nicht die bei einer Annahme des Versicherungs­
antrages geschilderte Prämie, sondern eine nach 
dem "Kurztarif" abgerechnete Prämie gefordert hat.
In dem Schreiben der Beklagten vom 24. August 1979 
ist ausgeführt, bei der angeforderten Beitragszah­
lung handele es sich um den anteiligen Beitrag für 
den Pkw, der gemäß Kurztarif abgerechnet worden sei. 
Demgemäß wurde auch in dem beigefügten Versicherungs­
schein die Versicherungsdauer auf die Zeit vom 
14. bis 19. September 1977 begrenzt. In dem 
Schreiben der Beklagten vom 15. November 1979 ist 
ausgeführt, nachdem das Fahrzeug per 19. Septem­
ber 1977 aus dem Verkehr genommen worden sei, habe 
die Beklagte einen neuen Versicherungsschein über 
den anteiligen Beitrag für die Zeit vom 14. bis 
19. September 1977 übersandt. Daraus ergibt sich, 
daß die Beklagte in Anbetracht der veränderten Sach­
lage nicht den ursprünglichen Versicherungsantrag
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unverändert angenommen, sondern in Abweichung hier­
von eine Prämie für die Zeit gefordert hat, in der 
sie wegen der vorläufigen DeckungsZusage Versicherungs­
schutz zu gewähren hatte. Eine unveränderte Annahme des 
Versicherungsantrages im Sinne von § 1 Abs. 2 Satz 4 AKB 
liegt daher nicht vor. Die von der Beklagten übersandten 
Versicherungsscheine waren jedenfalls insoweit, als sie 
Frau ¥. als gesetzlicher Vertreterin der minderjährigen 
Erben des VN zugegangen sind, auf eine Abänderung des 
Versicherungsantrages gerichtet,und daher konnte die 
nicht fristgerechte Zahlung der hierfür geforderten 
Prämie nicht den rückwirkenden Verlust des vorläufigen 
DeckungsSchutzes bewirken. Es handelte sich um in 
Abweichung von dem ursprünglichen Versicherungsan­
trag gestellte Prämienforderungen für die vorläufige 
DeckungsZusage deren Nichterfüllung die Rechtsfolge 
des § 1 Abs. 2 Satz 4 AKB nicht auslösen und daher 
nicht zur Leistungsfreiheit der Beklagten führen 
konnte. Die genannte Bestimmung ist wegen ihrer 
schwerwiegenden Folgen für den VN eng auszulegen 
und kann daher nur angewendet werden, wenn keine 
Abweichung von dem Versicherungsantrag vorliegt.

Die Beklagte ist daher nicht dadurch leistungs­
frei geworden, daß Frau ¥. die geforderte "Kurzprämie" 
nicht innerhalb von vierzehn Tagen gezahlt hat. Sie 
kann sich gegenüber dem auf die Klägerin übergegangenen 
Direktanspruch des Geschädigten auch nicht darauf be­
rufen, daß sie nach § 12 Abs.3 VVG gegenüber den Erben 
des Versicherungsnehmers leistungsfrei geworden sei 
(vgl. BGHZ 65, 1; 79, 170). Die Entscheidung des Rechts­
streits hängt daher davon ab, ob eine Leistungspflicht



8

der Beklagten aus dem Gesichtspunkt der Gefahrer­
höhung wegen Mängeln an der Bremsanlage des ver­
sicherten Fahrzeugs entfällt. Wenn dies nicht der 
Fall ist, kommt es weiter darauf an, wie hoch das 
Mitverschulden des Geschädigten zu bewerten ist.
Da das Berufungsgericht aufgrund des von ihm ein­
genommenen RechtsStandpunktes hierzu keine Fest­
stellungen getroffen hat, mußte der Rechtsstreit 
an die Vorinstanz zurückverwiesen werden.

Dr. Hoegen Rottmüller Dr. Schmidt-Kessel

Rassow Groß


	/z

	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES




